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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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—— Nr. 1. 


(Nr, 2227.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königlich Preußiſchen und Herzog⸗ 
lich Braunſchweigiſchen Regierung getroffene Uebereinkunft zur Beförderung 
der Rechtspflege. Vom LDumter 1841. 


9. Dezember 


. e der Koͤniglich Preußiſchen und der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
fe iſt zur Befoͤrderung der Rechtspflege folgende Uebereinkunft getrof⸗ 
en worden: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 

Die Gerichte der beiden kontrahirenden Staaten leiſten einander unter 
den ee Beſtimmungen und . ſowohl in Eivil- als 
Straf⸗Rechts⸗Sachen diejenige Rechtshuͤlſe, welche fie den Gerichten des In⸗ 
landes nach deſſen Geſetzen und Gerichts⸗Verfaſſung nicht verweigern duͤrfen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen Rechts— 
5 Streitigkeiten. 

n Artikel 2. 

Die in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deffen. 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſfe, Kontumazialbeſcheide und Agni- 
tionsreſolute oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem andern Staate 
an dem dortigen Vermögen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt werden. 

5 Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem kompetenten Ge⸗ 
Satt fegen und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Vergleiche 

att finden. 
a Wie weit Wechſel⸗Erkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem andern Staate vollſtreckt 8 3 iſt im Artikel 30. beſtimmt. 
f rtikel 3. 

Ein von einem zuftändigen Gericht gefaͤlltes rochtskraͤftiges Civil⸗Erkennt⸗ 
niß begruͤndet vor den Gerichten des andern der kontrahirenden Staaten die 
Einrede der rechtskraͤftig entſchiedenen Sache mit denſelben Wirkungen, als 
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wenn das Erkenntniß von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem die 
Einrede geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 
Ar tikel 4. b 

Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation eine 
nach den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Vertrages nicht kompetenten Ge⸗ 
richtsbarkeit des andern Staates zu unterwerfen. 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetzwidrig 
prorogirten Gerichts um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung des Er⸗ 
kenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Gericht ge— 
ſprochene Erkenntniß in dem 2 als unguͤltig betrachtet. 

rtikel 5. 

Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem Ge⸗ 
richtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil dieſer Ge— 
richtsſtelle nicht nur, inſofern daſſelbe etwas gegen den Beklagten, ſondern auch 
inſofern es etwas gegen den Kläger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Un⸗ 
koſten verfuͤgt, in dem andern e rechtsguͤltig anerkannt und vollzogen. 

rtikel 6. 

Das uͤber die Klage kompetente Gericht iſt auch zur Entſcheidung uͤber 
jede, nach den Landesgeſetzen zulaͤſſige Widerklage befugt, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der Realklagen, poſſeſſoriſchen Rechtsmittel und ſogenannten actiones in 
rem scriptae, dafern fie eine, dem Gerichte der Vorklage nicht unterworfene 
unbewegliche Sache betreffen. f 

7 


| rtikel 7. 

Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) 
werden erhoben vor demjenigen Gerichte, vor welches die rechtliche Ausführung 
des Hauptanſpruchs gehoͤren wuͤrde; es wird daher die vor dieſem Gerichte be⸗ 
ſonders im Fall des Ungehorſams, ausgeſprochene Sentenz von der Obrigkeit 
des Provozirten als rechtsguͤltig und vollſtreckbar anerkannt. 


Artikel 8. 
Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in 


Gerichtstand. einem Staate oder bei denen, welche einen eigenen Wohnſitz noch nicht genom⸗ 


men haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Eltern begruͤndet ift 
wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klageſachen dergeſtalt anerkannt, da 
die Unterthanen des einen Staates von den Unterthanen des andern Staates 
in der Regel und inſofern nicht in nachſtehend erwaͤhnten Faͤllen ſpezielle Ger 
richtsſtaͤnde konkurriren, nur vor ihrem reſp. perſoͤnlichen Richter belangt wer⸗ 
den duͤrfen. 
b e Artikel 9. \ ; 
Ob Jemand einen Wohnſitz in einem der kontrahirenden Staaten habe, 
wird nach den Geſetzen deſſelben beurtheilt. i 
Artikel 10. 

Wenn Jemand in beiden Staaten er Wohnſitz in landesgeſetz— 
lichem Sinne genommen hat, haͤngt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
Klaͤger ab. 

Artikel 11. 


Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben iſt, begruͤndet 
a zu⸗ 


1 
zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand der Kinder, welche ſich noch in feiner Ge: 
walt befinden, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo die Kinder geboren worden find, 
oder ſich nur eine Zeit lang aufhalten. 

f Artikel 12. 

Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit des Ablebens feinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Gerichts: 
ſtand der Kinder, fo lange dieſelben noch keinen eigenen ordentlichen Wohnſitz 
begruͤndet haben. 
5 Artikel 13. 

Hat das Kind zu Lebzeiten des Vaters oder nach ſeinem Tode den 
Wohnſitz deſſelben verlaſſen und innerhalb drei Jahre nach erlangter Volljaͤh⸗ 
rigkeit oder aufgehobener vaͤterlicher Gewalt keinen eigenen feſten Wohnſitz ge⸗ 
nommen, ſo verliert es, in den Preußiſchen Staaten, den Gerichtsſtand des 
Vaters und wird nach den Be De jedesmaligen Aufenthalts beurtheilt. 

i rtikel 14. 

Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech—⸗ 
ten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem e der Mutter. 

rtikel 15. 

Perſonen, die keinen Wohnſitz haben, koͤnnen wegen perſoͤnlicher An⸗ 

ſpruͤche vor jedem Gerichte, in ** . ſie ſich aufhalten, belangt werden. 
rtikel 16. 

Die Beſtellung der Perſonalvormundſchaft fuͤr Unmuͤndige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehört vor die Gerichte, wo der Pflegebefohlene ſei— 
nen Wohnſitz hat, oder, bei mangelndem Wohnſitze, wo er ſich aufhält, und bei 
doppeltem Wohnſitze (Art. 10.) iſt das praͤvenirende Gericht kompetent. In 
Abſicht der zu dem Vermögen der Pflegbefohlenen gehörigen Immobilien, welche 
unter der andern Landeshoheit liegen, ſteht der jenſeitigen Gerichtsbehoͤrde frei, 
wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder den auswärtigen Perſonal⸗ 
Vormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher letztere jedoch bei den auf das Grund⸗ 
ſtuͤck fi beziehenden Geſchaͤften, die am Orte des gelegenen Grundſtuͤcks gel⸗ 
tenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im erſteren Falle ſind die Ge⸗ 
richte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Behoͤrde, welche wegen der Grund⸗ 
ſtuͤcke ee Vormuͤnder beſtellt hat, aus den Akten die noͤthigen Nachrich⸗ 
ten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die beiderſeitigen Gerichte wegen Ver⸗ 
wendung der Einkuͤnfte aus den Gütern, fo weit ſolche zum Unterhalte und der 
Erziehung oder dem ſonſtigen Fortkommen der Pflegebefohlenen erforderlich ſind, 
ſich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Verfolg das Noͤhtige zu verab⸗ 
reichen. Erwirbt der Pflegebefohlene ſpaͤter in dem anderen Staate einen Wohn⸗ 
ſitz im landesgeſetzlichen Sinne, ſo kann die (Perſonal⸗ oder Haupt) Vor⸗ 
mundſchaft an das Gericht ſeines neuen Wohnſitzes zwar uͤbergehen, jedoch nur 
auf Antrag des Vormundes und mit Zuſtimmung der beiderſeitigen obervor⸗ 
ene Behoͤrden. We — 1 

ie Beendigung der (Perſonal⸗ ormundſchaft richtet ſich nach den 

Geſetzen des Landes, unter deſſen Gerichten fie ei und tritt bei Herzoglich 

Beaunfehroeigifiien Pflegebefohlenen mit dem zuruͤckgelegten 21. Jahre ein, 25 
r. 2227. 1* do 
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doch dergeſtalt, daß der uͤbrigens Volljaͤhrige bis zum Ablaufe des 28. Jahres 
bei Verfügungen über die Subſtanz feines unbeweglichen und Kapitalbermoͤ⸗ 
gens, gleich einem Vormunde, an die Genehmigung der vormundſchaftlichen Be⸗ 
hoͤrde gebunden iſt. ö i 

Mit der Vormundſchaft über die Perſon erreicht auch die ruͤckſichtlich 
des im Gebiete des anderen Staates belegenen Immobiliarvermoͤgens eingelei⸗ 
tete Vormundſchaft ihre Endſchaft, ſelbſt dann, wenn der Pflegebefohlene nach 
den Geſetzen dieſes Staates noch nicht zu dem Alter der Volljährigkeit ge⸗ 
langt ſeyn ſollte. 

Artikel 17. 

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne einen 
Wohnſitz daſelbſt zu haben, eine abgeſonderte ane, Fabrik oder ein ande⸗ 
res dergleichen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, 
welche ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem Ge: 
richtsſtande des Wohnorts belangt werden koͤnnen. 

N Artikel 18. N 

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf⸗ 
enthalte auf dem erpachteten Gute ſoll den Wohnſitz des Paͤchters im Staate 
begruͤnden. 

Artikel 19. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch: 

1) Studirende wegen der am Univerſitaͤtsorte von ihnen gemachten Schul⸗ 
den oder anderer durch Vertraͤge oder Handlungen daſelbſt fuͤr ſie ent⸗ 
ſtandenen Rechtsverbindlichkeiten, N 

2) alle im Dienſte Anderer ſtehende Perſonen, ſo wie dergleichen Lehrlinge, 
Geſellen, Handlungsdiener, Kunſtgehilfen, Hand⸗ und Fabrikarbeiter in 
Injurien⸗, Alimenten⸗ und Entſchaͤdigungsprozeſſen und in allen Rechts⸗ 
Streitigkeiten, welche aus ihren Dienſt-, Erwerbs- und Kontraktsver⸗ 
haͤltniſſen entſpringen, ingleichen im Herzogthume e das Ge⸗ 
finde wegen aller perſoͤnlichen (obligatoriſchen) Rechtsverhaͤltniſſe, 

ſo lange ihr Aufenthalt an dem Orte, wo ſie ſtudiren oder dienen, dauert, bei 
den dortigen Gerichten belangt werden. 

Bei verlangter Vollſtreckung eines von dem Gericht des temporaͤren Auf⸗ 
enthaltsortes geſprochenen Erkenntniſſes durch die Behoͤrde des ordentlichen per⸗ 
ſoͤnlichen Wohnſitzes find jedoch die nach den Geſetzen des letzteren Ortes beſte⸗ 
henden rechtlichen — desjenigen, gegen welchen das Erkenntniß voll⸗ 
ſtreckt werden ſoll, zu beruͤckſichtigen. 

b Artikel 20. 5 5 

Allgemeines Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des 

rg Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat 

Jemand nach Art. 9., 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genommenen 

Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, fo entſcheidet für die 
Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichts die ‘Prävention. 

d Der erbſchaftliche Liguidationsprozeß wird im Fall eines mehrfachen Ge⸗ 

richtsſtandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er von den Betheiligten 

in 
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in Antrag gebracht wird, und falls ſolche Anträge bei den Gerichten beider Staa⸗ 
ten gemacht find, entſcheidet die Prävention über die Kompetenz. 
f Der Antrag auf Konkurseroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte Statt, bei welchem der 
letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 3 
f rtikel 21. 2 


Der hiernach in dem einen Staate eroͤffnete Konkurs⸗ oder Liquidations⸗ 
Prozeß erſtreckt ſich auch auf das in dem andern Staate befindliche Vermoͤgen 
des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des Konkursgerichts von 
demjenigen Gericht, wo das Vermoͤgen ſich befindet, ſichergeſtellt, inventirt, und 
entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſilberung zur Konkursmaſſe aus⸗ 
geantwortet werden muß. 5 5 

er finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen Statt: f 

1) Gehört zu dem auszuantwortenden Vermögen eine dem Gemeinſchuld⸗ 
ner angefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausant⸗ 

wortung des, nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, in 

ſoweit nach den im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Geſetzen die 
Separation der 1 von der Konkursmaſſe noch zulaͤſſig iſt, ſowie 
nach Berichtigung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verblei⸗ 
benden Ueberreſtes der Konkursmaſſe fordern. N 
Ebenſo koͤnnen vor Ausantwortung des Vermoͤgens an das allgemeine 
Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
das auszuantwortende Vermoͤgen ſich befindet, zuläffigen Vindikations⸗, 
Pfand⸗, Hypotheken oder ſonſtige, eine vorzuͤgliche Befriedigung gewaͤh⸗ 
renden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen und in dem be⸗ 
treffenden Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend 
emacht werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung die⸗ 
er Gläubiger zu bewirken und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe 
abzuliefern, auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allge⸗ 
meinen Konkurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Ve⸗ 
ritaͤt oder Prioritaͤt einer Forderung entſtehende Streit von denſelben 
Gerichten zu entſcheiden. 

3) Beſitzt der Gemeinſchuldner Bergtheile oder Kuxe oder ſonſtiges Berg⸗ 
werkseigenthum, fo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger, 
aus demſelben ein Spezialkonkurs bei dem betreffenden Berggericht ein⸗ 
geleitet und nur der verbleibende Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Haupt⸗ 
konkursmaſſe abgeliefert. . 

4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder derglelchen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger 
aus dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See⸗ und Han⸗ 
delsgericht im Wege eines 1 Spezialkonkurſes erfolgen. 

rtikel 22. 

Inſoweit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 21. beſtimmten 
Ausnahmen eintreten, ſind alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem 
allgemeinen Konkursgericht einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
— — Sn andern Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem . 

T. . a e⸗ 
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Gericht weiter zu verfolgen, es fen denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
und Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdruͤcklich genehmigt oder 
verlangt. Dieſe Genehmigung ſoll in einem Rechtsſtreite, in welchem an dem 
Tage der Eroͤffnung des Konkurſes eine Entſcheidung in erſter Inſtanz bereits 
erfolgt iſt, nicht verſagt werden, wenn ſie auch nur von einem der ſtreitenden 
Theile beantragt wird. 

Auch diejenigen der im Artikel 21. gedachten Realforderungen, welche 
von den Glaͤubigern bei dem beſonderen Gerichte nicht angezeigt, oder daſelbſt 
gar nicht oder nicht vollftändig bezahlt worden find, koͤnnen bei dem allgemei⸗ 
nen Konkursgerichte noch geltend gemacht werden, ſo lange bei dem letztern nach 
den Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Orts, wo die 
Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. 

Hinſichtlich der Guͤltigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es auf 
die Rechtsfaͤhigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staates, 
dem er angehoͤrt; wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, die 
Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Artikel 34.); 
bei allen andern als den vorangefuͤhrten Faͤllen die Geſetze des Staates, wo 
die Forderung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perfönlicher Anſpruͤche 
und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Kon—⸗ 
kursgerichts geltenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in⸗ 
und auslaͤndiſchen Glaͤubigern, ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte ge⸗ 
macht werden. 


Artikel 23. 

Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch die 
ſogenannten actiones in rem scriptae, müffen, dafern ſie eine unbewegliche 
Sache betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet, — 
koͤnnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen Ge⸗ 
richtsſtande des Beklagten — erhoben werden, vorbehaltlich deſſen, was auf den 
Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 

N Artikel 24. 


In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnliche 
Klagen angeſtellt werden. 5 
Artikel 23. 


Eine Ausnahme von dieſer Regel findet jedoch Statt, wenn gegen den 
Beſitzer unbeweglicher Guͤter eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt wird, welche 
aus dem Beſitze des Grundſtuͤcks oder aus Handlungen fließt, die er in der 
Eigenſchaft als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher 
Grundbeſitzer i 

1) die mit feinem Pächter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder 
2) die zum Beſten des Grundſtuͤcks geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 

Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder wenn von den 

auf dem Grundſtuͤck angeſtellten dienenden Perſonen Anſpruͤche wegen 

des Lohns erhoben werden, oder ö 

3) die Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit oder ein aͤhnliches Befugniß mißbraucht, 15 
4) feine 
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4) feine Nachbarn im Beſitze ftörtz | 
5) 100 eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechts ber 
ruͤhmt, oder 
6) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veraͤußert und den Kon⸗ 
trakt nicht erfüllt, oder die ſchuldige Gewähr nicht leiſte, 
ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn ſein Gegner ihn in ſeinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht be⸗ 
langen will. 
Artikel 26. | 
Der Gerichtsſtand einer Erbſchaft ift da, wo der Erblaſſer zur Zeit feir Gerichtsstand 
nes Ablebens ſeinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand hatte. der Erbſchaft. 
Artikel 27. N 
In dieſem Gerichtsſtande koͤnnen angebracht werden: 
1) Klagen auf Anerkennung eines Erbrechts und ſolche, die auf Erfuͤllung 
oder Aufhebung teſtamentariſcher Verfuͤgungen gerichtet ſind; \ 
2) Klagen zwiſchen Erben, welche die Theilung der Erbſchaft oder die Ge— 
waͤhrleiſtung der Erbtheile betreffen. 
Doch kann dies (zu 1. und 2.) nur ſo lange geſchehen, als in dem 
e der Erbſchaft der Nachlaß noch ganz oder theilweiſe vor: 
anden iſt. 
> Endlich koͤnnen 
3) in dieſem Gerichtsſtande auch Klagen der Erbſchaftsglaͤubiger und Lega— 
tarien angebracht werden, ſo lange ſie nach den Landesgeſetzen in dem 
Gerichtsſtande der Erbſchaft angeſtellt werden duͤrfen. 
In den zu 1. 2. und 3. ne Faͤllen bleibt es jedoch dem 
Ermeſſen der Klaͤger uͤberlaſſen, ob fie ihre Klage, ſtatt in dem Gerichts⸗ 
1 5 Sn Erbſchaft, in dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande der Erben an⸗ 
ellen wollen. N 
Nicht minder feht jedem Miterben frei, die Klage auf Theilung 
der zum Nachlaß gehoͤrenden Immobilien auch in dem dinglichen Ge⸗ 
richtsſtande der letzteren (Artikel 23.) anzubringen. 

Ueber die Kompetenz der verſchiedenen, nach dieſen Beſtimmungen zu— 
fändigen Gerichte (Artikel 26. vergl. mit Artikel 10. und 27.) entſcheidet die 
Praͤvention, und De bei den zu 1. und 2. des Artikels 27. aufgefuͤhrten Kla⸗ 
gen dergeſtalt, daß vor dem praͤvenirenden Gerichte auch alle anderen, denſelben 
Nachlaß betreffenden, in dem Gerichtsſtande des Na laſſes zulaͤſſigen Klagen 
von gleicher Art und gleichem Zwecke zu verhandeln und zu entſcheiden ſind. 
Es bleibt jedoch auch in dieſem Falle die Befugniß, die Theilung der in dem 
anderen Staate belegenen, zum Nachlaſſe gehörigen Immobilien, im dinglichen 
Gerichtsſtande in Antrag zu bringen, der Praͤvention des Erbſchaftsgerichtes un⸗ 
geachtet, unbeſchraͤnkt. f 

Artikel 28. 


Ein Arreſt kann in dem einen Staate unter den nach den Geſetzen deſ⸗ Gerihtstand 
ſelben in Be iehung auf die eigenen Unterthanen vorgeſchriebenen Bedingungen des Arreſts 
egen den Buͤrger des andern Staates in deſſen in dem Gerichtsbezirke des 


eg befindlichen Vermögen angelegt werden, und begründet zugleich den 
r. 7. e⸗ 
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Gerichtsſtand fuͤr die Hauptklage inſoweit, daß die Entſcheidung des Arreſt⸗ 
richters ruͤckſichtlich der Hauptſache nicht bloß an dem in feinem Gerichtsſpren⸗ 
gel befindlichen und mit Arreſt belegten, ſondern an allen in demſelben Lande 
befindlichen Vermoͤgensobjekten des Schuldners vollſtreckbar iſt. Die Anlegung 
des Arreſtes giebt jedoch dem Arreſtklaͤger kein Vorzugsrecht vor andern Glaͤu⸗ 
bigern und verliert daher durch Konkurseroͤffnung uͤber das Vermoͤgen des 
Schuldners ſeine rechtliche Wirkung. | 


Artifel 29. 
Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand des Kontrakts, vor welchem eben ſowohl auf Erfuͤl— 
des Kontratts lung, als auf Aufhebung des Kontrakts geklagt werden kann, findet nur dann 
feine Anwendung, wenn der Kontrahent zur Zeit der Ladung in dem Gerichts- 
Bezirk ſich anweſend befindet, in welchem der Kontrakt geſchloſſen worden iſt 
oder in Erfüllung gehen ſoll. Jedoch werden hierdurch die Beſtimmungen der 
Braunſchweigiſchen Marktgerichts-Ordnung $: 5. und der Deklaration zu der⸗ 
elben vom 13. Oktober 1712. über die Kompetenz des Kaufgerichts zu Braun⸗ 
1155 welche dieſer Uebereinkunft in Abſchrift beigefügt find, nicht abgeändert. 
ndererſeits ſoll aber auch die Anwendung derſelben Grundſaͤtze gegen Braun: 
ſchweigiſche Unterthanen auf Preußiſchen Meſſen unbenommen ſeyn. 
Artikel 30. 

Die Klauſel in einem Wechſelbriefe oder eine Verſchreibung nach Wech⸗ 
ſelrecht, wodurch ſich der Schuldner der Gerichtsbarkeit eines jeden Gerichts un⸗ 
terwirft, in deſſen Bezirk er nach der Verfallzeit anzutreffen iſt, wird als guͤl⸗ 
tig anerkannt, und begründet die Zuſtaͤndigkeit eines jeden Gerichts gegen den 
in ſeinem Bezirk anzutreffenden Schuldner. 8 

Aus dem ergangenen Erkenntniſſe fol ſelbſt die Perſonal⸗Exekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des andern Staates vollſtreckt werden. 


Artikel 31. 
Gerichtstand Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder 
en Vermoͤgen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer 
ſolchen Adminiſtration angeftellte Klage ſich einlaſſen, fo lange nicht die Admi⸗ 
niſtration völlig beendigt und dem Verwalter über die abgelegte Rechnung 
uittirt iſt. 
: enn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Nückftand ge⸗ 
fordert oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes nicht bei 
dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 
Artikel 32. 

Interventtonn. Jede Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechtsſache 
in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, ſie ſey prinzipal oder akzeſſoriſch, 
betreffe den Klaͤger oder den Beklagten, ſey nach vorgaͤngiger Streitankuͤndi⸗ 
gung oder ohne dieſelbe geſchehen, begründet gegen den auslaͤndiſchen Inter⸗ 
Nee Gerichtsbarkeit des Staates, in welchem der Hauptprozeß ge⸗ 
uͤhrt wird. 

en Artikel 33. N 
Wirkung ver Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Ge⸗ 
ze. gts richtsſtande eine Sache rechtshaͤngig geworden iſt, fo iſt der Streit daſelbſt 10 
. e⸗ 
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beendigen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes 
oder Aufenthalts des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. 

Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klageſachen wird durch die legale Inſi⸗ 
nuation der Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 


2. RNuͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen 
Rechtsſachen. 
Artikel 34. 

Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Gültigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Orts beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 

Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des andern Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be— 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 


Artikel 35. 
Vertraͤge, welche die Begründung eines dinglichen Rechts auf unbeweg- 
liche Sachen zum Zwecke haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen des 
Orts, wo die Sachen liegen. 


3. NMuͤckſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 


Artikel 36. 

„Verbrecher und andere Uebertreter von Strafgeſetzen werden, ſoweit 
nicht die nachfolgenden Artikel Ausnahme beſtimmen, von dem Staate, dem ſie 
angehoͤren, nicht ausgeliefert, ſondern daſelbſt wegen der in dem andern Staate 
begangenen Verbrechen zur Unterſuchung gezogen und beſtraft. Daher findet 
auch ein Kontumazialverfahren des andern Staates gegen ſie nicht Statt. 

Wegen Verhuͤtung und Beſtrafung der Forſtfrevel in den Grenzwal— 


dungen behält es bei den beſtehenden Uebereinkuͤnften vom — — 1827. 


7. Februar 
25. Januar g 
und 25. Februar 1839. fein Bewenden. 


: Artifel 37. 

Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des andern 
ſich eines Vergehens oder Verbrechens ſchuldig gemacht hat und daſelbſt er— 
griffen und zur Unterſuchung gezogen worden iſt, ſo wird, wenn der Verbrecher 
gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß entlaſſen worden, und fi in fei- 
nen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von dem ordentlichen Richter deſſelben 
das Erkenntniß des auslaͤndiſchen Gerichts, nach vorgaͤngiger Requiſition und 
Mittheilung des Urtels ſowohl an der Perſon als an den in dem Staatsge⸗ 
biete befindlichen Guͤtern des Verurtheilten vollzogen, vorausgeſetzt, daß die 

andlung, wegen deren die Strafe erkannt worden iſt, auch nach den Geſetzen 
des requirirten Staates als ein Vergehen oder Verbrechen und nicht als eine 
blos poltzei⸗ oder finanzgefeglihe Uebertretung erſcheint, ingleichen unbeſchadet 
des dem requixirten Staate zuſtaͤndigen Strafverwandlungs⸗ oder Begnadigungs- 
rechts. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht eines Verbrechers nach ergange- 
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ner rechtskraͤftiger (vollſtreckbarer) Entſcheidung oder während der Strafver⸗ 
buͤßung Statt. | | 

Hat ſich aber der Verbrecher vor der Verurtheilung, der Unterfuhung 
durch die Flucht entzogen, ſoll es dem unterſuchenden Gericht nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 

des Verbrechers, ſo wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus dem 
Vermoͤgen des Verbrechers anzutragen. In Faͤllen, wo der Verbrecher nicht 
vermoͤgend iſt, die Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, hat das requirirende 
Gericht ſolche, in Gemaͤßheit der e des Artikels 46., zu erſetzen. 
rtikel 38. 

Bedingt zu Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des andern Staates 
8333 durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar 
tung. gene nicht verpoͤnt find, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Abgabengeſetze, Po⸗ 

lizeivorſchriften und degieee und welche demnach auch von dieſem Staate 
nicht beſtraft werden koͤnnen, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition zwar nicht 
zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des andern Staates geſtellt, dem⸗ 
ſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich gegen die An⸗ 
ſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zuläffige Kontumazial⸗ 
Verfahren wahren koͤnne. 

Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staa- 
tes dem Unterthanen des andern Staates Waaren in Beſchlag genommen wor— 
den ſind, die Verurtheilung, ſey es im Wege des Kontumazialverfahrens oder 
ſonſt inſofern eintreten, als fie ſich nur auf die in Beſchlag genommenen Ge: 
genſtaͤnde beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zollgeſetze bewen⸗ 
det es bei dem unter den kontrahirenden Staaten am I. November 1837. ab: 
geſchloſſenem Vertrage, die Erleichterung der gegenſeitigen Verkehrsverhaͤltniſſe 
betreffend. a 

Artikel 39. er ' 

Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch, fo weit die Geſetze feines Landes 
es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Ae angetragen worden iſt. 

Artikel 40. R 

Auslieferung Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen oder anderer 
der Geftüchte Uebertretungen ihr Vaterland verlaffen und in den andern Staat ſich gefluͤchtet 
ä haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſeyn, werden nach 

vorgaͤngiger Requiſition gegen eee der Koſten ausgeliefert. 
| rtikel 41. 

Auslieferung Solche eines Verbrechens oder einer Uebertretung verdaͤchtige Indivi⸗ 

der Ausländer duen, welche weder des einen noch des andern Staates Unterthanen find, wer⸗ 
den, wenn ſie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten verletzt zu haben be⸗ 

ſchuldigt find, demjenigen, in welchem die Uebertretung verübt wurde, auf vor⸗ 

gängige Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert; es bleibt jedoch 

dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er dem Auslieferungsantrage Folge geben 

wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem der Verbrecher 

angehört, von dem Antrage in Kenntniß geſetzt und deren Erklarung erhalten 

habe, ob fie den Angeſchuldigten zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 4 

. Ar⸗ 
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Artikel 42. 

In denſelben Faͤllen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung Verbindlichkeit 
eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem andern zer yustiee 
Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. rung. 


Artikel 43. 
In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des andern zur Ablegung des Zeug⸗ 
niſſes zur Konfrontation oder Rekognition gegen vollſtaͤndige Verguͤtung der 
Reiſekoſten und des Verſaͤumniſſes nie verweigert werden. 


Artikel 44. 

Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer⸗ 
den ſollen, fo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher fie obliegt, die bisher 
1 0 Reverſalien über gegenſeitige gleiche Rechtswillfaͤhrigkeit nicht weiter zu 
verlangen. 

235 e der vorgaͤngigen Anzeige der 13 Gerichte an die 
vorgeſetzten Behoͤrden, bewendet es bei den in beiden Staaten deshalb getroffe⸗ 
nen Anordnungen. 


III. Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Koſten in Civil⸗ und 
Kriminalſachen. 


Artikel 45. 

Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß⸗ und Unterſuchungskoſten, welche 
von dem kompetenten Gericht des einen Staats nach den dort geltenden Vor⸗ 
ſchriften en und ausdruͤcklich fuͤr beitreibungsfaͤhig erklaͤrt worden ſind, 
ollen auf Verlangen dieſes Gerichts er dem andern Staate von dem Das 
elbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekutiviſch eingezogen werden. 

ie den gerichtlichen Anwaͤlten an ihre Mandanten zuſtehenden Forderungen an 
Gebuͤhren und Auslagen koͤnnen indeß in Preußen gegen die dort wohnenden 
Mandanten nur im Wege des Mandatsprozeſſes nach H. 1. der Verordnung 
vom 1. Juni 1833. geltend und beitreibungsfaͤhig gemacht werden; es iſt jedoch 
auf die Requiſition des Braunſchweigiſchen Prozeßgerichts das geſetzliche Verfah⸗ 
ren von dem kompetenten Gericht einzuleiten, und dem auswaͤrtigen Rechtsan⸗ 
walte Behufs der koſtenfreien Betreibung der Sache ein Aſſiſtent von Amts⸗ 
wegen zu beſtellen. 

Artikel 46. 

In allen Civil- und Kriminalrechtsſachen, in welchen die Bezahlung der 
Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des einen 
Staates die Requiſitionen der Behörden des andern ſportel- und ſtempelfrei zu 
expediren und nur den unumgaͤnglich nöthigen baaren Verlag an Kopialien, 
Porto, Botenloͤhnen, Gebühren der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, Verpflegungs⸗ 
und Transportkoſten zu liquidiren. | 
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Artikel 47. 

Den vor einem auswaͤrtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und andern 
Perſonen ſollen die 3 und Zehrungskoſten, nebſt der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebührenden Verguͤtung, nach der von dem requirirten Gerichte ge⸗ 
ſchehenen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem requirirenden 
Gerichte ſofort verabreicht werden. 


Artikel 48. 

Zu Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ und Kriminalſachen obliegt, hinreichendes Vermögen dazu bes 
ſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter wel⸗ 
cher dieſe Perſon ihren Wohnſitz hat. 

Sollte . ihren Wohnſitz in einem dritten Staate haben und die 
Beitreibung der Koſten dort mit Schwierigkeiten verbunden ſeyn, ſo wird es 
angeſehen, als ob fie kein hinreichendes eigenes Vermögen beſitze. ft in Kri⸗ 
minalfaͤllen ein Angeſchuldigter zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, jedoch 
in dem geſprochenen Erkenntniſſe dazu nicht verurtheilt worden, ſo iſt dieſer Fall 
dem des Unvermoͤgens ebenfalls gleich zu ſetzen. 8 


Artikel 49. 

Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf die 
Koͤniglich Preußiſchen Rheinprovinzen. Auch ſtehen die Beſtimmungen des ge⸗ 
We Vertrages mit der Beurtheilung der politiſchen Heimath in keiner 

erbindung. a 


Artikel 50. 
Die Dauer E. Uebereinkunft wird auf Zwoͤlf Jahre, vom 1. Januar 
1842. an gerechnet, feſtgeſetzt. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe keine Auf⸗ 
kuͤndigung von der einen oder andern Seite, ſo iſt fie ſtillſchweigend als auf 
noch zwölf Jahre weiter verlängert anzusehen. a 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwaͤrtige Miniſterial-Er⸗ 
klaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 

Berlin, den 4. Dezember 1841. 


| (L. S.) 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Maltzan. 


Vor⸗ 
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Verſehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine entſprechende Erklaͤ⸗ 
rung des Herzoglich Braunſchweigiſchen Miniſteriums vom 9. d. M. ausgewech⸗ 
ſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 23. Dezember 1841. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Maltzan. 


Markt⸗, Gerichts- und Wechſel⸗Ordnung 


d. d. Wolfenbüttel den 1. December 1686. 


6. 5. 


Vor dieſes Kauff⸗Gericht ſollen gebracht werden alle in denen Märkten vor: 
fallende ſtreitige Sachen, da einer zu klagen hat wider nn Krämer, fo 
wol Chriſten als Juden, Factorn, Handwercker, Meckler, Gutfertiger, Fuhr⸗ 
leute, Handelsdiener und Jungen; wegen Kauffen, Verkauffen und Vertauſchen, 
wie auch Wechſel, lagio, Interesse, Marktſchulden, ſo in Braunſchweigiſchen 
Meſſen contrahiret, oder von andern Orten zur Zahlung anhero remittiret und 
verwieſen, wie auch wegen Anlehens, Zinß, Mieth⸗Gelder, Fracht, uͤbelverwahr⸗ 
ter und beſchaͤdigter oder gar zu ſpaͤt geliefferter Güter, und denen Kauffleuten 
dadurch verurſachter Beſchwerden, Schadens oder Miß⸗Credits und in Summa 
alle diejenigen Sachen die zum Commercio oder Handel und Wandel in den 
Meſſen immediate gehoͤren, und davon herkommen und demſelben anhaͤngig ſeyn, 
da die Beklagte allhie wohnen oder anhero handeln, und die oder ihre Factorn, 
Güter oder Handels⸗Ellecten hie anzutreffen: Diejenigen aber fo nicht Kauff⸗ 
leute ſeyn und weder Handlung noch Laden haben, ob ſie gleich ſonſt zu ihrem 
Gebrauch etwas kauſſen oder nach Nothdurft verkauffen, worunter auch die 
Landleute, ſo ihr Korn, Vieh, Holtz und dergleichen gemeine Land⸗Wahren zum 
Markt bringen, und die fd fie von ihnen kauffen, ſollen nicht dem Kauff-Gericht 
und deſſen Judicatur, ſondern dem ordentlichen Magiſtrat und deſſen Jurisdiction 
unterworfen ſeyn. 
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Declaratio 
des öten Articuls der Anno 1686 publizirten Braunſchweigiſchen Markt⸗, Ge⸗ 
richts- und Wechſel⸗-Ordnung, den 13. October 1712. 


Von Gottes Gnaden, Wir Anthon Ulrich, Hertzog zu Braunſchweig und 
Lüneburg etc. Fügen hiemit zu wiſſen; wasgeſtalt bey der in Anno 1686 von 
Uns publicirten Braunſchweigiſchen Markt-, Gerichts- und Wechſel-Ordnung in 
specie bei den Sten Articul derſelben der Zweiffel entſtanden, ob nicht in casu, 
wenn die Partheyen die Meſſen zu Braunſchweig frequentiren, durch die Meß⸗ 
Handlung mit einander in debet und credit gerathen, und major pars debiti 
et crediti aus der Meß⸗Handlung herruͤhret, und die zwiſchen denen Meſſen 
mit einander verſetzte und contrahirte Poſten occasione der Meſſe-Handlung 
veranlaſſet worden, und in die mit einander habende Rechnungen und Gegen- 
Rechnungen mit einlauffen, ſolche dergeſtalt zwiſchen denen Meſſen contrahirte 
Neben⸗Poſten gleichergeſtalt zur Cognition mit vor das Kauff-Gerichte zu neh⸗ 
men und daſelbſt zu entſcheiden. Wann Wir dann gnaͤdigſt wollen, daß der⸗ 
gleichen Neben⸗Handlungen ab connexitatem causae hinfuͤhro mit vor das 
Braunſchweigiſche Kauff-Gerichte gezogen, und allda decidiret werden ſollen; 
So haben Wir ſolches mittelſt dieſer offenen Resolution declariren, und zu 
Meng! Nachricht dieſelbe durch offenen Druck publiziren laſſen wollen. 
ee Unſeres Handzeichens und beygedruckten Fuͤrſtl. Geheimen Cantzeley⸗ 
ecrets. 


Geben in unſer Veſtung Wolffenbuͤttel den 13. October 1712. 


Anthon Ulrich. 
| (L. S.) 
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(Nr. 2228.) Allerhöchſte Order vom 11. Dezember 1841. , betreffend den Zahlungs ⸗Termin 
der Kaufgelder im Subhaſtations-Verfahren in der Rhein-Provinz. 


Auf den, von dem Staatsminiſterium in dem Bericht vom 16. v. M. un⸗ 

terſtuͤtzten Antrag der Rheiniſchen Provinzialſtaͤnde beſtimme Ich zur näheren 

Erlaͤuterung der Order vom 9. April 1836., daß die Friedensrichter in der Rhein⸗ 

Provinz bei Feſtſtellung der Kaufbedingungen im Subhaſtations⸗Verfahren die 
ahlungs- Termine der Kaufgelder ohne Einwilligung der Glaͤubiger nicht uͤber 

zwei Jahre, vom Tage des Lizitations⸗Termins ab, hinausſetzen Dürfen. Dieſe 

Meine Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Charlottenburg, den 11. Dezember 1841. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. . . 


(Nr. 2229.) Verordnung wegen näherer Beſtimmung der im H. 5. der Kreis⸗Ordnung für 
das Herzogthum Pommern und Fürſtenthum Rügen vom 17. Auguſt 1825. 
enthaltenen Vorſchriften über die Vertretungen im Stande der Ritter- 
ſchaft. Vom 13. Dezember 1841. } 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 


Nach $. 5. Lit. d. der Kreis⸗Ordnung für Pommern und Ruͤgen vom 
17. Auguſt 1825. find die nach F. A. ibidem zum perſoͤnlichen Erſcheinen auf 
dem Kreistage berechtigten und befaͤhigten Rittergutsbeſitzer befugt, inſofern fie 
perſoͤnlich ir erſcheinen behindert find, ſich durch ein Mitglied des Standes der 
Ritterſchaft des Preußiſchen Staats vertreten zu laſſen. . 
uf den Antrag Unferer getreuen Stände verordnen Wir hiermit, daß 

keinem Mitgliede der Ritterſchaft geſtattet ſeyn ſoll, die Vertretung mehr als 
eines der zum perfönlichen Erſcheinen berechtigten und befähigten aber daran 
behinderten Rittergutsbeſitzer eines und deſſelben Kreiſes der Provinz Pommern 
zu . 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 . karl 

Gegeben Charlottenburg, den 13. Dezember 1841. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 

an v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 


other. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. Gr. v. Maltzan. 
Gr. z. Stolberg. 
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(Nr. 2230.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 18AL., betreffend die Auslegung 
der Deklaration vom 6. April 1839. in Anſehung der Rechtsmittel der 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe über Bagatell⸗Objekte. 


Alf Ihren Bericht vom 11. v. M. erklaͤre Ich Mich damit einverſtanden, 
daß die Beſtimmung des Artikels 1. Nr. 2. der Deklaration vom 6. April 1839. 
und der Order vom 23. November deſſelben Jahres (Geſetzſammlung S. 126. 
und 336.), nach welcher das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Er⸗ 
kenntniſſe über Streitpunkte, deren nach Gelde zu ſchaͤtzender Betrag die Summe 
von funfzig Thalern nicht uͤberſteigt, ausgeſchloſſen iſt, ſich nur auf Entſchei⸗ 
dungen erſter Inſtanz bezieht. Iſt dagegen in zweiter Inſtanz auf einge⸗ 
legte Appellation erkannt, ſo verbleibt es bei der Beſtimmung des $. A. der 
Verordnung vom 14. Dezember 1833. (Geſetzſammlung S. 302.), daß die 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ein ſolches Erkenntniß unabhängig von der Höhe 
des Gegenſtandes der erhobenen Beſchwerde Statt findet. Dieſe letztere Beſtim⸗ 
mung kommt daher auch in dem Falle zur Anwendung, wenn die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde nach Artikel 3. Nr. 2. der Deklaration vom 6. April 1839. darauf 
gegründet wird, daß der Richter zweiter Inſtanz die Appellation zugelaſſen habe, 
ungeachtet dieſelbe wegen Mangels der appellabeln Summe haͤtte zuruͤckgewieſen 
werden muͤſſen. Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu 


achen. ö 
Charlottenburg, den 22. Dezember 1841. 
Friedrich Wilhelm. 
e N 
An die Staats- und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. in 


